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für den „Justizpreis Berlin-Brandenburg – Carl Gottlieb Svarez 2017“ vor-
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Mein Dank gilt meinen Eltern und meiner Familie, die mich seit jeher 
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Humor und Anteilnahme begleitet und gefördert.

Zugleich danke ich der Klosterschule Lichtental in Baden-Baden und dem 
Windeck-Gymnasium Bühl mit ihren Rektoren und ihrer Lehrerschaft, die 
mich mit Pragmatismus und ohne Zögern zu einer Zeit in den Regelschul-
betrieb aufnahmen, in der noch niemand von „Inklusion“ gesprochen hat. 
Auch diesbezüglich gilt ein besonderer Dank meinen Eltern, die dieses Ziel 
mit großem Einsatz verfolgten und für die es hierzu nie eine Alternative 
gab.

Des Weiteren möchte ich mich bei Herrn Siegfried Streit bedanken, dem 
seit zwischenzeitlich mehr als fünf Jahren kein Aufwand zu groß ist, mir 
meine alltägliche Freiheit und Lebensqualität zu sichern.

Darüber hinaus gebührt mein Dank der Konrad-Adenauer-Stiftung. Sie 
hat mich während meiner gesamten Studien- und Promotionszeit begleitet 
und insbesondere zu einer Promotion mit tiefgehendem wissenschaftlichem 
Anspruch ermutigt. Ohne ihre ideelle und finanzielle Förderung wäre diese 
Arbeit nicht möglich gewesen.

Der Humboldt-Universität zu Berlin und ihrer Professorenschaft, aber 
auch den wissenschaftlichen Mitarbeitern danke ich für die fundierte rechts-
wissenschaftliche Ausbildung, die ich erhalten durfte. Stellvertretend seien 
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Herr Univ.-Prof. em. Dr. Dr. h.c. Ulrich Battis und Herr Univ.-Prof. Dr. 
Alexander Blankenagel genannt, die mein besonderes Interesse am Öffent-
lichen Recht von Beginn an erkannt und gefördert haben.

Herrn Univ.-Prof. Dr. Helge Sodan danke ich für die Zweitkorrektur. Sein 
besonderes Interesse sowohl an meiner Dissertation als auch an meiner 
mündlichen Promotionsleistung zum Thema „Verfassungsrechtliche Aspekte 
der Digitalisierung des Besteuerungsverfahrens“ war für mich jederzeit 
spürbar und ehrt mich sehr.

Mein ganz besonderer Dank gilt meinem Doktorvater Herrn Univ.-Prof. 
Dr. Markus Heintzen, der sich ohne mich persönlich zu kennen bereit er-
klärte, die Betreuung meines Promotionsvorhabens zu übernehmen. Hierbei 
gestand er mir einen hohen Grad an akademischer Freiheit zu. Gleichzeitig 
waren mir seine regelmäßigen und äußerst zeitnahen Anregungen und 
Feedbacks zu dem jeweils Geschriebenen eine große Hilfe und wichtige 
Richtschnur. Es ist mir ein Bedürfnis, dem großen Vertrauen, das mir mein 
Doktorvater von Anfang an entgegengebracht hat, auch in meiner zukünfti-
gen wissenschaftlichen und beruflichen Tätigkeit gerecht zu werden.

Berlin, im Mai 2017	 Moritz Maier
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Einführung

Das Land Berlin besitzt nicht allein als Bundeshauptstadt und politisches 
Zentrum Deutschlands eine erhebliche gesamtstaatliche Bedeutung. Mit 3,5 
Mio. Einwohnern ist Berlin mit weitem Abstand vor Hamburg die größte 
Stadt Deutschlands und kann als Deutschlands einzige Weltmetropole gese-
hen werden. Hiermit verbunden ist dem Land Berlin eine führende Rolle in 
Kunst, Kultur und Sport zuzusprechen. Es bildet einen Anziehungspunkt für 
Touristen aus Deutschland, Europa und der ganzen Welt und kann jährlich 
steigende Einwohnerzahlen verbuchen.

Umso stärker erscheint vor diesem Hintergrund der Kontrast zu der Stel-
lung, die das Land Berlin im Rahmen der föderalen Finanzbeziehungen 
einnimmt. Als größtes Empfängerland von Finanzzuweisungen sowohl von 
Seiten der anderen Länder als auch von Seiten des Bundes fokussiert sich 
die finanzpolitische Kritik auf das Land Berlin. Ihm wird ein unsachgemä-
ßer Umgang mit den zufließenden Finanzmitteln genauso vorgeworfen wie 
eine Existenz auf Kosten der föderalen Bundespartner. Im Hinblick auf die 
ab 2020 notwendige Neuordnung des föderalen Finanzausgleichs stellt sich 
daher die Frage nach der angemessenen Berücksichtigung des Landes Ber-
lin im Finanzausgleichsystem.

Voraussetzung für die Beantwortung dieser Frage ist eine eingehende 
Analyse der Stellung Berlins im derzeitigen föderalen Finanzausgleich, die 
in Teil  1 dieser Arbeit durchgeführt wird. Hierbei wird die finanzverfas-
sungsrechtliche und einfachgesetzliche Ausgestaltung des Finanzausgleich-
systems untersucht, um die rechtlichen Mechanismen aufzuzeigen, die die 
finanzausgleichsrechtliche Stellung des Landes Berlin prägen. Ein Schwer-
punkt der Betrachtung liegt dabei auf der verfassungsrechtlichen Bewertung 
dieser ausgleichssystematischen Mechanismen und ihrer Wirkungsweisen 
auf das Land Berlin. Darüber hinaus wird aufgrund der angeführten finanz-
politischen Kritik ebenso auf die Einflussmöglichkeiten des Landes Berlin 
bezüglich der Ergebnisse des föderalen Finanzausgleichs eingegangen. Ziel 
der Analyse ist es, die hinter den Ergebnissen des föderalen Finanzaus-
gleichs stehenden gesetzlichen Wirkungsmechanismen aufzuzeigen und da-
durch die Stellung Berlins im föderalen Finanzausgleich nicht nur wie bis-
lang hauptsächlich finanzpolitisch, sondern vor allem rechtlich zu beurteilen.

In Teil 2 dieser Arbeit werden auf Grundlage der Analyseergebnisse Neu-
ordnungsvorschläge erörtert und bewertet, die Relevanz für die Stellung 
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Berlins im zukünftigen Finanzausgleich aufweisen. Es wird dabei geprüft, 
ob die in der Analyse als unsachgerecht erachteten Wirkungsmechanismen 
des derzeitigen Finanzausgleichsystems im Rahmen der Neuordnungsvor-
schläge abgeändert und die als sachgerecht erachteten Wirkungsmechanis-
men beibehalten werden. Zusätzlich soll ein eigener Neuordnungsvorschlag 
Ansatzpunkte für eine angemessene Einbindung des Landes Berlin in den 
zukünftigen föderalen Finanzausgleich aufzeigen.



Teil 1

Analyse der Stellung Berlins 
im föderalen Finanzausgleich





A. Finanzausgleichsystem und Land Berlin�  
als zentrale Gegenstände der Analyse

Zur Analyse der Stellung Berlins im föderalen Finanzausgleich sind zu-
nächst die Analysegegenstände zu definieren. Der Begriff des föderalen 
Finanzausgleichs kann dabei je nach Präzision der Begriffsverwendung so-
wohl die gesamte bundesstaatliche Finanzverfassung als auch lediglich ei-
nen Teilaspekt des Finanzausgleichsmechanismus umfassen. Im Folgenden 
wird der föderale Finanzausgleich als das Finanzausgleichsystem angesehen, 
das durch die Regelungen des Art. 106 und 107 GG finanzverfassungsrecht-
lich normiert ist.1

Art. 106 und 107 GG beschreiben eine vierstufige, aufeinander aufbauen-
de Abfolge des Finanzausgleichs, deren einzelne Stufen weder umgekehrt 
noch übersprungen werden dürfen.2 Dabei haben die ersten beiden Finanz-
ausgleichsstufen die Zuteilung des in Deutschland anfallenden Steuerauf-
kommens zum Gegenstand. Der primäre vertikale Finanzausgleich weist als 
erste Stufe dem Bund und der Ländergesamtheit die Erträge bestimmter 
Steuerarten vollständig zu und bestimmt weiterhin den jeweiligen Anteil an 
den Steuern, die diesen föderalen Hoheitsebenen gemeinschaftlich zustehen. 
Auf der zweiten Stufe, dem primären horizontalen Finanzausgleich, erfolgt 
eine Zuteilung der Landessteuern und der der Ländergesamtheit zustehen-
den Gemeinschaftssteuern an die einzelnen Länder. 

Beide Stufen sprechen den einzelnen Ländern beziehungsweise dem Bund 
originäre Ertragsrechte zu.3 Die hiermit einhergehende originäre Ertragsho-
heit der jeweiligen Gebietskörperschaft bildet den Ausgangspunkt der Fi-
nanzmittelzuteilung und -umverteilung innerhalb des Bundesstaats. Unab-
hängig von der Steuerverwaltung und den damit verbundenen finanztechni-
schen Verbuchungen, die sich von den originären Ertragsrechten unterschei-
den können, vereinnahmt ein Land oder der Bund durch eine ihm 
zugeteilte Ertragshoheit das entsprechende Steueraufkommen als sein eige-

1  Vgl. Hidien, Umsatzsteuer, 31 f. und 35 ff.
2  BVerfGE 101, 158 (214); Kube, Bundesstaatlicher Finanzausgleich, 5. Zur im 

Folgenden dargestellten Stufenfolge des Finanzausgleichs siehe Heintzen, in: v. Münch/ 
Kunig, GG II, Art. 107 Rn. 1; Hidien, in: BoKo, Art. 106 Rn. 325 ff.; Korioth, Fi-
nanzausgleich, 419 ff.

3  Zur Einordnung des Ausnahmefalls des Umsatzsteuervorausgleichs siehe unten, 
Teil  1, C. V. 1.
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nes und stellt es als originäre Einnahme in seinen Haushalt ein.4 Eine 
Umverteilung der so vereinnahmten Finanzmittel bedeutet somit einen un-
mittelbaren Eingriff in die Haushaltsautonomie des ausgleichspflichtigen 
Landes beziehungsweise des Bundes.5

Die dritte und vierte Stufe des Finanzausgleichs betreffen eine solche 
Umverteilung der originär vereinnahmten Finanzmittel. Als dritte Stufe er-
folgt mit dem sekundären horizontalen Finanzausgleich eine Umverteilung 
unter den Ländern. Der sekundäre vertikale Finanzausgleich enthält ergän-
zende Zuweisungen aus den Einnahmen des Bundes an einzelne Länder. 
Diese vierte Stufe stellt den Abschluss des föderalen Finanzausgleichs dar.

Aspekte, die außerhalb des vierstufigen Finanzausgleichsystems stehen, 
finden in der folgenden Analyse lediglich dann Beachtung, wenn sie einen 
im Hinblick auf das Land Berlin relevanten Bezug zum föderalen Finanz-
ausgleich enthalten. Verfassungsrechtliche Mischfinanzierungstatbestände 
werden daher nur punktuell miteinbezogen, während europäische Mittelzu-
weisungen an das Land Berlin gänzlich außer Acht bleiben. Ebenso werden 
staatsvertragliche Leistungen nur dann erörtert, wenn sie – wie im Falle der 
Hauptstadtfinanzierung  – in einer inhaltlichen oder gar rechtlichen Verbin-
dung mit den finanzausgleichsrechtlichen Regelungen stehen. Darüber hin-
aus wird im Rahmen der Analyse auch nicht umfassend auf die Thematik 
der Aufgaben- und Ausgabenverteilung im Bundesstaat eingegangen.6 

Die hiermit einhergehende Beschränkung des Analysegegenstands wird 
vorgenommen, um die Wirkungsmechanismen des Finanzausgleichsystems 
auf das Land Berlin in erster Linie ausgleichsrechtlich zu erörtern. Demge-
genüber würden gerade aus einer umfassenden Einbeziehung der Thematik 
der Aufgaben- und Ausgabenverteilung vorwiegend finanzpolitische Bewer-
tungen des föderalen Finanzausgleichs und seiner Ergebnisse resultieren. 
Auch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zeigt durchgängig, 
dass rechtliche Aussagen über das Finanzausgleichsystem zuallererst anhand 
der Kriterien aus Art. 106 und 107 GG zu treffen sind.

Neben dem vierstufigen Finanzausgleichsystem bildet das Land Berlin 
den weiteren zentralen Gegenstand der Analyse. Als Einheitsgemeinde, 
Stadtstaat und Land kann die Gebietskörperschaft Berlin auf drei unter-
schiedliche Weisen charakterisiert und benannt werden. Im Rahmen des 
Finanzausgleichsystems, das die finanzielle Beziehung zwischen dem Bund 

4  Hidien, Umsatzsteuer, 32; Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, in: 
Isensee/P. Kirchhof, HbStR VI (3. Auflage), § 139 Rn. 92.

5  Vgl. Wendt, Finanzhoheit und Finanzausgleich, in: Isensee/P. Kirchhof, HbStR 
VI (3. Auflage), § 139 Rn. 96; Wernsmann, in: BoKo, Art. 107 Rn. 163.

6  Hierzu ausführlich Häde, Finanzausgleich, 16 ff.; Kempny/Reimer, Neuordnung 
der Finanzbeziehungen, 29 ff.
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und den Ländern regelt, ist dabei hauptsächlich die Bezeichnung Berlins als 
Land zu wählen. Hinsichtlich besonderer ausgleichsrechtlicher Regelungen 
steht die Stadtstaatlichkeit des Landes Berlin im Vordergrund. Diese ergibt 
sich in diesem Zusammenhang aus der durchgängig städtischen Prägung des 
gesamten Landesgebiets sowie dem Fehlen eines ländlichen Umlandes und 
ist nicht zuletzt historisch determiniert.7 Insofern zählen auch die Länder 
Bremen und Hamburg zur Kategorie der Stadtstaaten. Nicht gleichgesetzt 
werden darf die Bezeichnung Stadtstaat mit dem Fehlen einer kommunalen 
Untergliederung. Für das Land Berlin als Einheitsgemeinde trifft dieses 
Merkmal zu, da es in zwölf Bezirke untergliedert ist. Während das Land 
Hamburg ebenfalls eine bezirkliche Untergliederung aufweist, besteht das 
Land Bremen  – trotz seiner weitläufigen und charakteristisch zutreffenden 
Bezeichnung als Stadtstaat  – aus den beiden Städten Bremen und Bremer-
haven und weist dadurch eine kommunale Untergliederung auf. Kommt es 
daher auf das Fehlen einer kommunalen Untergliederung an, so ist Berlin 
als Land ohne kommunale Untergliederung beziehungsweise Einheitsge-
meinde zu bezeichnen.8

Gemäß der Definition und Beschreibung des Analysegegenstands des 
föderalen Finanzausgleichs werden in den folgenden Hauptkapiteln die vier 
Ausgleichsstufen näher betrachtet. Dabei steht die Bedeutung der jeweiligen 
Ausgleichsstufe für die finanzielle Stellung Berlins im Mittelpunkt der Aus-
führungen. Die relevanten, das Finanzausgleichsystem ergänzenden Aspekte 
werden jeweils im Rahmen derjenigen Finanzausgleichsstufe behandelt, zu 
der sie eine Verbindung aufweisen.

7  Waldhoff, in: Siegel/Waldhoff, Öffentliches Recht in Berlin, § 1 Rn. 29 f.
8  Sieveking, DÖV 1993, 452 f.
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